
Tag der kommunalen Infrastruktur in Berlin

Quo vadis, kommunale Infrastruktur?
Am 22. September fand in Berlin der „Tag der kommunalen Infrastruktur“ statt. Auf der mit rund 300 Teilnehmern 

sehr gut besuchten Veran staltung, zu der der Haupt verband der Deutschen Bau industrie e. V. (HDB), der 

Bundesverband Baustoffe Steine und Erden e. V. (BBS) sowie der Bundesverband der Deutschen Industrie e. V. 

(BDI) ins Hotel Pullman Schweizer hof eingeladen hatten, diskutierten Vertreter von Kom munen, Städten und 

Gemein den sowie von Bauunter nehmen mit Fachleuten aus Forschung und von Infra struktur dienstleistern Möglichkeiten 

zum Erhalt und nachhaltigen Ausbau der Infrastruktur. Die Rede bei träge hochrangiger Vertreter aus Politik und Wirtschaft 

bildeten den roten Faden eines facettenreichen Programms, das durch drei Auftakt statements, zwei 90-minütige Podiums-

diskus sio nen sowie drei parallel stattfindende Workshops bestim mt wurde. Neben kommunaler Verkehrs infrastruktur 

und Hoch  bau war der Ausbau des Breit band netzes ein wichtiger Themenschwerpunkt. Hierzu hatte die Bundesfach abtei-

lung Leitungsbau (BFA LTB) im HDB einen der 90-minütigen Work shops organisiert.

Aufklärung betreiben 

Ab 2016 müssen die EU- Mit-

gliedsstaaten die im Mai 2014 

beschlossene EU- Richt linie zur 

Reduzierung der Kosten des 

Ausbaus von Hochge schwin-

dig  keitsnetzen für die elektro-

nische Kom munikation umset-

zen. Aller dings besteht derzeit 

erheblicher Informa tions bedarf 

hinsichtlich der Frage, wie sich 

die Brüsseler Vorgaben erfolg-

reich und nachhaltig umsetzen 

lassen. „Dass der Breitband-

ausbau ein Muss für den Wirt-

schafts standort Deutsch land 

ist, ist auch für uns unstrittig“, 

stellten Dipl.-Wirtsch.-Ing. 

Dieter Hessel mann, Geschäfts-

führer der BFA LTB, und der 

stellv. Vorsitzende, Dipl.-Ing. 

Gunter Hüttner, unisono fest. 

„Hinter der Frage nach dem 

‚Wie‘ stehen allerdings noch 

viele Fragezeichen, hier möch-

ten wir Aufklärung betreiben.“

Noch viele Fragen offen

In diesem Sinne stand der von 

Dr. Sven Lehmann, Präsident 

der Gütegemeinschaft 

Leitungs      tiefbau e. V., mode-

rierte und von Dieter Hessel-

mann organisierte Workshop 3 

ganz im Zeichen von „Tech-

nischer Infrastruktur und Breit-

band ausbau“. Dr. Mirko 

Paschke, im Bundes minis-

terium für Verkehr und digitale 

Infrastruktur verantwortlich für 

die Umsetzung der EU-

Richt linie auf Bundes ebene, 

erläuterte den rund 50 Work-

shop-Teilnehmern in seinem 

Impulsvortrag den Fahr plan, zu 

dessen Positionen neben der 

Einrichtung von Bund-Länder- 

Arbeits gemein schaften die 

Ein beziehung der Bundes netz-

agentur (BNetzA), die Kontakt-

aufnahme mit Ver bänden und 

eine Hausab stimmung des 

Bundes minis teriums für Ver-

kehr und digitale Infrastruktur 

sowie eine Ressortabstim-

mung gehören. Allerdings 

machte Paschke ebenso deut-

lich, dass bislang weder der 

Bau stellenatlas noch die Koor-

di nierung von Baustellen noch 

die Verein fachung von Geneh-

migungs verfahren im Tele-

kommunika tionsgesetz gere-

gelt sind. Generell fehlt es der-

zeit bezüglich der zum Einsatz 

gelangenden Verfahren an der 

Rechts sicherheit, die Bauunter-

neh men, Kommunen und 

Stadt werke dringend benöti-

gen. „Wenn man sich die 

Vorgehens weise der Regierung 

im Breit bandausbau ansieht, 

gewinnt man den Eindruck, 

dass zu nächst Fakten geschaf-

fen und erst danach die 

Beteiligten gefragt werden, ob 

das Vor haben tatsächlich 

umsetzbar ist“, so Hüttner. Das 

Ziel, 2018 flächendeckend 

50 Mbit zur Verfügung zu stel-

len, sei „nicht einfach, aber 

politisch und gesellschaftlich 

notwendig“, so Karl Holmeier, 

CDU/CSU-Mit glied im Bundes-

tag und Bürger meister der 

Oberpfälzer Gemeinde 

Weiding. Es bedürfe eines 

engen Zusam menspiels von 

Bund, Ländern und Kom-

munen. „Es kann nicht sein, 

dass die Verant wortung wei-

terhin einseitig auf die kommu-

nale Ebene verlagert wird“, so 

Holmeier. Als „Funda ment, auf 

dem die Stadt der Zukunft ent-

stehen kann“, bezeichnete 

Alexander Hand schuh vom 

Deutschen Städte- und Ge -

meindebund schnelle Inter-

netleitungen. Jürgen Schnei-

der, für die Deutsche Telekom 

AG mit mehreren bundeswei-

ten Projekten rund um den 

Breitbandausbau be fasst, 

unter strich: „Unsere Branche 

muss alle verfügbaren Syner-

gien heben, um die Ziele von 

Bund und EU zu erreichen. 

Dazu brauchen wir aber erst 

einmal investitionsfreundliche 

Rahmenbedigungen.“

Bestehende Infrastruktur 

ungeeignet

Umso wichtiger ist ein nach-

haltiger und qualitativ hoch-

wertiger Ausbau, der mög-

lichst lang für ein stabiles Netz 

bürgt. Dabei gilt es, Sicher-

heitsaspekte zu beachten; 

zudem sind in der Ver gangen-

heit Bedenken geäußert wor-

den – so unter anderem von 

der BFA LTB –, dass die beste-

henden in Betrieb befind lichen 

Leitungs infra strukturen der 

Gas- und Wasserversorgung 

sowie der Abwasserentsorgung 

sich nicht für die Verlegung 

von Kabeln für die elektroni-

sche Kommunikation eignen. 

„Die Zeit ist noch nicht reif für 

Kabel im Kanal“, so die Über-

zeugung von Jens Feddern, 

Leiter Wasserversorgung bei 

der Berliner Wasserbetriebe 

AG. Das unterstreicht auch 

Dieter Hesselmann, insbeson-

dere mit Blick auf die Kosten: 

„Die These, dass sich durch die 

Nutzung bestehender Infra-

struktur Kosten sparen lassen, 

halten wir für fragwürdig, zu -

mal auch noch nicht geklärt ist, 

wer die Kosten übernehmen 

soll, die durch den zusätzlichen 

Koordinierungsaufwand im 

Rahmen von Bau-, Havarie- 

und regelmäßig durchgeführ-

ten Betriebsmaßnahmen an 

Leitungen entstehen.“ Diese in 

der Planung noch nicht be -

rück sichtigten Kosten könnten 

nicht stillschweigend auf die 

Unternehmen der Leitungs -

bau branche abgewälzt wer-

den.  

Einzelfallbetrachtung nötig

Der Ausbau des Hochge-

schwindigkeitsinternets darf 

nicht zu Lasten der Ver sor-

gungsqualität erfolgen, wel-

che die bestehende Infra-

struktur sicherstellt – auch 

hierin bestand Konsens in 

Berlin. Allerdings muss dieses 

Verständnis auch auf kommu-

naler Ebene vorhanden sein. 

Im Rahmen der Umsetzung 

der EU-Richtlinie zur Kosten-

reduzierung im Breitband-

ausbau bleibt festzustellen, 

dass nicht alle in Europa zur 

Anwendung kommenden Ver-

fahren auf Deutschland über-

tragbar sind. Dass jedes der 

unterschiedlichen Verfahren 

zur Verlegung von Versor-

gungs kabeln seine Daseins-

berechtigung hat, scheint 

un strittig, aber nicht jedes 

Verfahren eignet sich für jeden 

Zweck, so der Tenor einer 

Wortmeldung von Prof. Dr.-Ing. 

Karsten Körkemeyer, Impulse 

Pro Kanalbau. Die Verfahren, 

ihre Auswirkungen auf die vor-

handene Infrastruktur, aber 

auch die Wechselwirkungen 

untereinander seien kritisch zu 

prüfen. Gunter Hüttner ver-

weist in diesem Zusam men-

hang zum Beispiel auf die 

umstrittenen untiefen Verlege-

verfahren, etwa mit Blick auf 

eine nachhaltige Bewirt-

schaftung. Deshalb richtet er 

an dieser Stelle einen Appell an 

die Vertreter von Kom munen: 

„Bestimmte Verfahren sollte 

man nicht allein deshalb gut-

heißen, weil mit einem Votum 

vielleicht Wähler stimmen zu 

gewinnen sind. Wenn Otto 

Normalverbraucher Trenching 

für den Königsweg hält, dann 

sind die Gründe dafür durch-

aus nachvollziehbar, und bei 

kleinteiligen Lösungen mag 

das Verfahren wirklich interes-

sant sein.“ Bei einem Groß-

projekt wie dem Ausbau des 

Breitbandnetzes müsse aller-

dings genau ge prüft werden, 

was sinnvoll und machbar ist; 

auch die Qualifikation des aus-

führenden Unternehmens 

spiele eine große Rolle. Günstig 

und angemessen sei das, was 

sich auch in der nachhaltigen 

Bewirt schaftung als vorteilhaft 

erweise. Zudem müsse sowohl 

für die Bauunternehmen als 

auch für die Kommunen und 

Stadt werke Rechtssicherheit 

bei den zum Einsatz kommen-

den Ver fahren geschaffen wer-

den. Erst dann sei eine erfolg-

reiche und nachhaltige Um -

setzung der EU-Richtlinie auch 

in Deutsch land denkbar. 

Mit einer abschließenden 

Podiums diskussion zum The-

ma „Finanzierung des kommu-

nalen Investitions be darfs“ 

endete das offizielle Programm 

des Tages der kommunalen 

Infrastruktur. Vor träge und Dis-

kussionen zeigten, dass eine 

leistungsfähige Infrastruktur 

die Grundlage für gesellschaft-

lichen und sozialen Wohlstand 

sowie für die Attraktivität des 

Wirtschafts standortes Deut-

schland darstellt. Dement-

sprechend stehen die Kom-

munen heute vor großen 

Heraus forderungen. Insbeson-

dere, weil öffentliche Mittel feh-

len, um die Infra struktur erhal-

ten und ausbauen zu können. 

Gleichzeitig muss die vorhan-

dene Infra struktur nachhaltig 

gesellschaftlichen Verände-

rungen wie der demografi-

schen Entwicklung und dem 

digitalen Wandel angepasst 

werden. Erste Lösungsansätze 

konnten die Teilnehmer des 

Kongresses in Berlin mit nach 

Hause nehmen. Grundlage 

hierfür waren neben der Vielfalt 

der aufgegriffenen Themen vor 

allem die hochkarätigen Red-

ner, die in ihren Arbeits feldern 

wichtige Schlüssel positionen 

besetzen.

Erörterten im BFA-LTB-Workshop die Umsetzung der EU-Breitbandrichtlinie: Dr. Mirko Paschke, Bundes ministerium für Verkehr und digitale 

Infrastruktur, Karl Holmeier, MdB CDU/CSU, Alexander Handschuh, Deutscher Städte- und Gemeindebund, Moderator Sven Lehmann, Jens 

Feddern, BWB AG, Gunter Hüttner, Gunter Hüttner & Co. GmbH Bauunternehmung, Jürgen Schneider, Deutsche Telekom AG, Prof. Karsten 

Körkemeyer, Aktionsgemeinschaft Impulse Pro Kanalbau.                                                                               (Foto: Dirk Heckmann)

Dr. Mirko Paschke, Bundes minis terium für Verkehr und digitale 

Infrastruktur, ist für die Um setzung der EU-Richtlinie auf Bundesebene 

verantwortlich.                                                    (Foto: Dirk Heckmann)


